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EU-Lebensmittelinformationsverordnung 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Am 30. Januar 2008 hat die Europäische Kommission einen Verordnungs- 
vorschlag vorgelegt, der die europaweiten Kennzeichnungsvorschriften für 
Lebensmittel (RL 2000/13/EG bzw. RL 90/496/EWG) vor allem zur Nähr- 
wertdeklaration aktualisieren soll. Nach zahlreichen Verhandlungsrunden der 
Ratsarbeitsgruppe zeichnet sich eine aus verbraucherpolitischer Sicht erhebli- 
che Verschlechterung des Verordnungsvorschlags ab. Ein Rechtsgutachten der 
Verbraucherorganisation foodwatch vom Juli 2009 sieht zudem den Subsidia- 
ritätsgrundsatz verletzt, wenn den Mitgliedstaaten keine nationalen Abwei- 
chungsmöglichkeiten z. B. für eine farbliche Ampelkennzeichnung von Nähr- 
werten gegeben werden. 


1. Welchen aktuellen Stand haben die Verhandlungen zur EU-Lebensmittel- 
informations Verordnung, und wie sieht der weitere Zeitplan aus? 

Nachdem zunächst unter slowenischer Ratspräsidentschaft 2008 die Beratun- 
gen zum Verordnungsvorschlag aufgenommen worden waren, wird er derzeit in 
der zuständigen Ratsarbeitsgruppe unter schwedischer Präsidentschaft beraten. 
Aufgrund der Komplexität der vorgeschlagenen Regelungen bedarf der Vor- 
schlag der weiteren vertieften Prüfung auf Expertenebene. Die erste Lesung des 
Europäischen Parlaments wird voraussichtlich im Mai 2010 erfolgen. 


2. Wann wird nach Einschätzung der Bundesregierung eine Einigung im 
Ministerrat erzielt werden, und wie viele Sitzungen der fachlich zuständi- 
gen Ratsarbeitsgruppe wird es nach Einschätzung der Bundesregierang bis 
zu einer Einigung noch geben? 

Unter schwedischer Präsidentschaft sind vier weitere Ratsarbeitsgruppensitzun- 
gen vorgesehen. Ob eine allgemeine Ausrichtung noch unter schwedischer Prä- 
sidentschaft erreicht werden kann, hängt von den Fortschritten ab, die in diesen 
weiteren Sitzungen erzielt werden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz vom 22. September 2009 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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3. Tagt die fachlich zuständige Ratsarbeitsgruppe im so genannten Haupt- 
stadtformat, oder wird sie in den Verhandlungen durch Referenten der 
Ständigen Vertretung vertreten? 

Die zuständige Ratsarbeitsgruppe tagt im „Hauptstadtformat“. 


4. Wie häufig wurde der Vorschlag in der fachlich zuständigen Ratsarbeits- 
gruppe behandelt, und welche Positionen hat die Bundesregierung bei 
diesen Sitzungen vertreten? 

Bislang haben unter slowenischer, französischer und schwedischer Präsident- 
schaft insgesamt 18 Sitzungen der zuständigen Ratsarbeitsgruppe zu dem Ver- 
ordnungsvorschlag stattgefunden. 

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich den Verordnungsvorschlag. 

Im Einzelnen: 

N ährwertkennzeichnung 

Die Bundesregierung tritt für eine praktikable und übersichtliche Ausgestaltung 
der Nährwertkennzeichnung ein. Die Bundesregierung befürwortet eine obliga- 
torische Nährwertkennzeichnung grundsätzlich bei allen verpackten Lebens- 
mitteln, die die Angabe der sechs Elemente Brennwert, Gehalt an Fett, gesättig- 
ten Fettsäuren, Kohlenhydrate, Zucker und Salz vorsieht. 

Von darüber hinausgehenden Festlegungen im Rahmen der obligatorischen 
Nährwertkennzeichnung sollte abgesehen werden. 

Der Ansatz, freiwillige Systeme und Ausdrucksformen zur Darstellung von 
Nährwertinformationen zuzulassen, wird von der Bundesregierung grundsätz- 
lich unterstützt. Allerdings wird dies nicht auf nationaler Ebene, wie im Vor- 
schlag vorgesehen, präferiert, sondern in einem harmonisierten Ansatz. Ande- 
renfalls bestünde die Gefahr, dass dies zu unterschiedlichen Systemen in den 
Mitgliedstaaten führen und den innergemeinschaftlichen Handel erschweren 
könnte. Ein solches System sollte möglichst bald erarbeitet werden, um zu feste 
Etablierungen nationaler Systeme in der Zwischenzeit zu vermeiden, da dies 
einen Konsens für ein harmonisiertes System der freiwilligen Kennzeichnung 
erschweren könnte. Da es nicht möglich sein wird, ein solches harmonisiertes 
System bereits jetzt in die Verordnung aufzunehmen, sollte das Vorhaben, ein 
einheitliches europäisches System zu entwickeln, in der Verordnung verankert 
werden. 

Schriftgröße 

Es ist wichtig, die Lesbarkeit der Pflichtangaben auf dem Etikett zu verbessern, 
da dies einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Verbraucherinfor- 
mation darstellt. Die Bundesregierung befürwortet deshalb grundsätzlich die 
Festlegung einer Mindestschriftgröße. 

Die in der Ratsarbeitsgruppe favorisierte Mindestschriftgröße von 1,2 mm be- 
zogen auf den mittleren Teil der Buchstaben wird von der Bundesregierung aus 
Praktikabilitätserwägungen unterstützt. 

Nicht vorverpackte Lebensmittel 

Die Bundesregierung unterstützt die in dem Verordnungsvorschlag vorgese- 
hene Verpflichtung zur Allergenkennzeichnung. 
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Hinsichtlich anderer Angaben als die der Allergene soll es bei loser Ware hin- 
gegen beim Status quo bleiben. Andere Angaben als die der Allergene sollten 
nicht bereits durch die Verordnung verpflichtend vorgeschrieben werden, mit 
der Folge, dass sie von den Mitgliedstaaten aktiv ausgeschlossen werden müss- 
ten, falls sie diese nicht vorschreiben möchten. Insofern wird eine Regelung, 
die inhaltlich die geltende Regelung des Artikel 14 der Etikettiemngsrichtlinie 
beibehält, unterstützt. Danach können die Mitgliedstaaten beschließen, ob sie 
diese Angaben insgesamt oder teilweise auch für lose Ware vorschreiben. Diese 
Auffassung wird von der Mehrheit der Mitgliedstaaten geteilt. 

Herkunftsangabe 

Eine Ausdehnung der verpflichtenden Herkunftsangabe bei Lebensmitteln wird 
zurzeit in zwei Rechtsbereichen auf Gemeinschaftsebene diskutiert, nämlich 
einerseits im Rahmen der Überarbeitung des allgemeinen Lebensmittelkenn- 
zeichnungsrechts (EG- Verordnungsvorschlag zur Lebensmittelinformation) 
und andererseits im Rahmen der Mitteilung der Europäischen Kommission 
über die Qualitätspolitik für Agrarerzeugnisse. 

In den Schlussfolgerungen des Rates zur Mitteilung der Europäischen Kom- 
mission über die Qualitätspolitik für Agrarerzeugnisse, die am 22. Juni 2009/ 
23. Juni 2009 verabschiedet worden sind, hat der Rat die Europäische Kommis- 
sion ersucht, die Bereiche zu ermitteln, in denen der Erwartung der Landwirte 
und Verbraucher nach Angabe des Erzeugungsortes bei der Kennzeichnung von 
EU-Agrarerzeugnissen entsprochen werden könne. Die Europäische Kommis- 
sion beabsichtigt, im 2. Halbjahr 2010 Legislativvorschläge hierzu vorzulegen. 

Diese Prüfung zur Ausdehnung der Herkunftsangabenverpflichtung auf weitere 
Agrarprodukte in den Vermarktungsnormen würde jedoch gegenstandslos, 
wenn bereits durch Ausdehnung der verpflichtenden Herkunftskennzeichnung 
in der EG-Lebensmittelinformationsverordnung vollendete Tatsachen geschaf- 
fen würden. 

Daher unterstützt die Bundesregierung die vorgesehene Regelung des EG- 
Verordnungsvorschlags zur Lebensmittelinformation, wonach es hinsichtlich 
der verpflichtenden Herkunftsbezeichnung im allgemeinen Lebensmittel-Kenn- 
zeichnungsrecht im Grundsatz bei den bestehenden Regelungen der Richtlinie 
2000/13/EG bleibt. Diese Regelung steht der beabsichtigten Ausdehnung der 
Angabe des Erzeugungsortes für geeignete Agrarerzeugnisse in den Vermark- 
tungsnormen im Rahmen der Qualitätspolitik nicht entgegen. 

Aufteilung der Verantwortlichkeiten 

Die im Verordnungsvorschlag vorgesehene „Stufenverantwortlichkeit“ wird 
nicht unterstützt. Der Status quo sollte beibehalten werden. Wie bisher im 
deutschen Lebensmittelrecht sollte jeder in der Handelskette Beteiligte für das 
von ihm in den Verkehr gebrachte Lebensmittel voll verantwortlich sein. 


5. Welche inhaltliche Position hat die Bundesregierung im Ministerrat ins- 
besondere zu den Punkten Mindestschriftgröße, Kleinstverpackungen, 
farbliche Gestaltungsoptionen und nationale Kennzeichnungssysteme bis- 
her vertreten? 

Bislang sind in den Ministerräten unter slowenischer und französischer Präsi- 
dentschaft lediglich Fortschrittsberichte seitens der jeweiligen Präsidentschaft 
zur Kenntnisnahme vorgelegt worden. Ein detaillierter Meinungsaustausch 
fand nicht statt. 
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6. Welche Positionen vertreten die anderen Mitgliedstaaten bezüglich farb- 
licher Gestaltungsoptionen und nationaler Kennzeichnungssysteme? 

Farbliche Gestaltungsoptionen sind bislang nicht Gegenstand der Beratungen 
in der Ratsarbeitsgruppe. 

Nach derzeitigem Stand sprechen sich 17 Mitgliedstaaten neben der Bundes- 
regierung dafür aus, freiwillige Systeme und Ausdrucksformen zur Darstellung 
von Nährwertinformationen im Grundsatz zuzulassen, bevorzugen jedoch einen 
harmonsierten Ansatz. Auf die Antwort zu Frage 4 wird Bezug genommen. 


7. Welche Vorbehalte hat die Bundesregierang im Rahmen der Ratsarbeits- 
gruppe zur EU-Lebensmittelinfonnationsverordnung bisher eingelegt? 

Die Bundesregierung hat u. a. Vorbehalte zu Artikel 8 (Pflichten) und Artikel 14 
(Darstellungsform der vorgeschriebenen Angaben) eingelegt. 


8. Welche Dokumente wurden in die Positionsbestimmung einbezogen? 

Im Rahmen der Anhörung von Wirtschaft, Verbraucherschaft und Wissenschaft 
und den Besprechungen mit den Bundesländern wurden auch eine Vielzahl von 
Stellungnahmen schriftlich abgegeben, die mit in die Prüfung zur Festlegung 
der Flaltung der Bundesregierung einbezogen wurden. 


9. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der Diskussion und 
den Begleitgesetzen zum Lissabonvertrag im Hinblick auf die Einbin- 
dung des Deutschen Bundestages in die Verhandlungen um die Lebens- 
mittelkennzeichnungsverordnung? 

Die Bundesregierung hat den Deutschen Bundestag bisher gemäß den gelten- 
den Bestimmungen (Gesetz über die Zusammenarbeit von Bundesregierung 
und Deutschem Bundestag in Angelegenheiten der Europäischen Union sowie 
Vereinbarung zwischen dem Deutschen Bundestag und der Bundesregierung 
über die Zusammenarbeit in Angelegenheiten der Europäischen Union) zum 
Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Verordnung betreffend die 
Information der Verbraucher über Lebensmittel beteiligt. Auch nach Inkraft- 
treten des Vertrags von Lissabon und der neuen nationalen Begleitgesetze wird 
die Bundesregierung den Deutschen Bundestag entsprechend den dann gelten- 
den Vorgaben bei dem genannten EU- Vorhaben beteiligen. 


10. Hat sich die Bundesregierung zur Erstellung ihrer Position gewerblicher 
Beratungsunternehmen bzw. externer Experten bedient, und wenn ja, 
welcher? 

Nein 


1 1 . Welche Studien hat die Bundesregierung einbezogen? 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(BMELV) hat im März 2008 eine repräsentative Meinungsumfrage zur Nähr- 
wertkennzeichnung von Lebensmitteln aus Sicht der Bevölkerung durchführen 
lassen. 
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12. An welchen Veranstaltungen (Veranstalter, Datum, Titel) zum Thema 
Nährwertkennzeichnung haben Vertreter der Bundesregierung seit dem 
Jahr 2006 teilgenommen, und in welcher Form wurde die Position der 
Bundesregierung publiziert? 

Die gewünschten Informationen sind in der als Anlage beigefügten Tabelle zu- 
sammengestellt. 


13. Mit welchen Lobbyisten haben Vertreter der Bundesregierung informelle 
Gespräche zur Nährwertkennzeichnung geführt (Datum, Interessenver- 
treter), und welche Positionen hat sie dort vertreten? 

Die im Rahmen der Anhörung der Verbände zu dem Verordnungsvorschlag ge- 
führten Gespräche waren nicht informeller Natur. Die Anhörung der Verbände 
dient der Meinungsbildung der Bundesregierung vor Festlegung ihrer Position. 


14. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem britischen 
Evaluationsbericht im Auftrag der britischen Lebensmittelbehörde FSA 
(Food Standards Agency) zum Verständnis von Lebensmittelkennzeich- 
nungen vom Mai 2009? 

Die Prüfung des britischen Evaluationsberichts innerhalb der Bundesregierung 
ist noch nicht abgeschlossen. 


15. Welche Schlussfolgerung zieht die Bundesregierung im Hinblick auf den 
Subsidiaritätsgrundsatz aus dem Rechtsgutachten der Verbraucherorgani- 
sation foodwatch zum Verordnungsvorschlag der EU-Kommission? 

Die Bundesregierung nimmt die Ausführungen in dem überlassenen Rechtsgut- 
achten zur Kenntnis. Die Bundesregierung hat die Übereinstimmung des Vor- 
schlags mit dem Subsidiaritätsprinzip geprüft und wird auch in den weiteren 
Verhandlungen auf EU-Ebene — wie bisher — auf die Einhaltung des Subsidiari- 
tätsgrundsatzes achten. Die von der Europäischen Kommission in Betracht 
gezogenen Maßnahmen werden weiterhin daran zu prüfen sein, ob ihre Ziele 
wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschaftsebene er- 
reicht werden können. 

Der umfassenden und eindeutigen Information der Verbraucherinnen und Ver- 
braucher über Lebensmittel sowie dem umfassenden Schutz vor Täuschung 
werden Maßnahmen am besten gerecht, die wegen des freien Verkehrs von Le- 
bensmitteln auf dem gesamten Gebiet der Europäischen Union einheitlichen 
Regeln folgen und daher einheitlich verstanden werden. 


16. Wie bewertet die Bundesregierung die Forderung nach einer verständ- 
lichen und verbraucherfreundlichen Lebensmittelkennzeichnung mit Am- 
pelfarben im Brief der Krankenkassen vom 26. August 2009? 

Die Prüfung der Forderungen im kürzlich übermittelten Brief des AOK-Bun- 
desverbandes ist innerhalb der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen. 
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17. Wie müsste die Lebensmittelinfonnationsverordnung formuliert sein, da- 
mit Mitgliedstaaten, die dies wünschen, die einzelnen Nährwerte durch 
die Ampelfarben Grün, Gelb und Rot sowie textlich (niedrig, mittel, 
hoch) kennzeichnen und für in- und ausländische Anbieter verbindlich 
vorschreiben können? 

Artikel 44 des Verordnungsvorschlags müsste neben den unverbindlichen auch 
verbindliche Regelungen durch die Mitgliedstaaten vorsehen. 


18. Wie müsste die Lebensmittelkennzeichnungsverordnung formuliert sein, 
damit Unternehmen, die die Nährwertampel bereits anwenden, dies auch 
weiterhin ohne Einbußen tun können? 

Der Verordnungsvorschlag eröffnet die Möglichkeit, unverbindliche Leitlinien/ 
Empfehlungen über zusätzliche Formen der Nährwertdeklaration und ihrer Prä- 
sentation auf einzelstaatlicher Ebene zu entwickeln, wenn diese bestimmten 
Anforderungen entsprechen. Eine solche zusätzliche Form der Nährwertdekla- 
ration wäre beispielsweise eine Ampelkennzeichnung. Es ist damit die Angele- 
genheit der Mitgliedstaaten, den Unternehmen, die eine Nährwertampel bereits 
anwenden, zu ermöglichen, dies weiterhin zu tun. 


19. Mit welchem Vorschlag wird die Bundesregierung die Einhaltung des 
Subsidiaritätsprinzips sicherstellen und so Gestaltungsspielräume im 
Hinblick auf nationale Emährungsgewohnheiten und kulturelle Beson- 
derheiten erhalten? 

Mit dem Verordnungsvorschlag sollen gemeinschaftsweit Standards für die 
Kennzeichnung festgelegt werden. Nationale Ernährungsgewohnheiten und 
kulturelle Besonderheiten stehen nicht im direkten Zusammenhang mit der In- 
formation der Verbraucher über die allgemeine Lebensmittelkennzeichnung. 
Soweit nationale Ernährungsgewohnheiten einer besonderen Berücksichtigung 
bedürfen, ist dies in den entsprechenden spezifischen Rechtsbereichen zu re- 
geln. 


20. In welcher Weise wurden Verbraucherwünsche im Hinblick auf eine Le- 
bensmittelkennzeichnung ermittelt? 

Die Europäische Kommission hat vor der Erarbeitung des Verordnungsvor- 
schlags ein öffentliches Konsultationsverfahren durchgeführt. Auch auf natio- 
naler Ebene sind die Verbraucherorganisationen im Rahmen der Anhörung 
beteiligt worden. Des Weiteren wird auf die unter Frage 11 genannte Studie 
verwiesen. 


2 1 . Wo hat die Bundesregiemng ihre Arbeitsschritte zur Ermittlung einer ver- 
braucherfreundlichen Lebensmittelkennzeichnung dokumentiert? 

Im Rahmen der ordnungsgemäßen Aktenführung sind die Arbeitsschritte be- 
züglich der Bearbeitung des Verordnungsvorschlags dokumentiert. 


Zu Frage 12 


Veranstalter 

Datum 

Titel 

Form der Publikation 

der Position der Bundesregierung 

Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

19.10.2006 

Informationsveranstaltung für Bundestagsab- 
geordnete zum Thema Signposting 

Diente der Meinungsbildung; 
keine Darstellung der Position 
der Bundesregierung 

Milchindustrieverband 

29.8.2008 

Workshop: „Nährwertkennzeichnung — 
Ampelkennzeichnung?“ 

Keine Publikation der Position 
der Bundesregierung 

Markenverband e. V. 

17.10.2008 

„Gesprächskreis Verbraucherpolitik“ 
zur Nährwertkennzeichnung 

Keine Publikation der Position 
der Bundesregierung 

Bundesverband der Deutschen 
Süßwarenindustrie 

18.11.2008 

Kamingespräch „Wichtige Themen 
der Ernährungspolitik“ u. a. Nährwert- 
kennzeichnung 

Keine Publikation der Position 
der Bundesregierung 

Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

3.2.2009 

Runder Tisch „Nährwertinformation“ 

Keine Publikation der Position 
der Bundesregierung 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz 

15.9.2009 

Symposium Verbraucherschutz 
und Lebensmittelkennzeichnung 

Keine Publikation der Position 
der Bundesregierung 
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